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Arnold: Schulsozialarbeit soll weiter ausgebaut werden

Schulen sollen im Rahmen des Personalkosten-Budgets Sozialarbeiter einstellen dürfen - In einer
Landtagsdebatte zur Schulsozialarbeit sagte die stellvertretende Vorsitzende und bildungspolitische
Sprecherin der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Birgit Arnold:„Nach Auffassung der FDP/DVP-Fraktion kann die
Bedeutung der Schulsozialarbeit für ein gedeihliches Miteinander an den Schulen nicht hoch genug
eingeschätzt werden.

Wir müssen unsere Schulen zunehmend als Lebensräume begreifen und sie entsprechend gestalten.
Deshalb freuen wir uns, dass die Zahl der Schulsozialarbeiter in Baden-Württemberg kontinuierlich auf
rund 700 erhöht wurde. Im Rahmen des Sonderausschusses „Konsequenzen aus dem Amoklauf in
Winnenden und Wendlingen“ konnten im gesamten Bereich deutliche Verbesserungen erzielt werden.
Entsprechend den Empfehlungen des Ausschusses wird bis zum Jahr 2012 die Zahl der
Schulpsychologen von 100 auf 200 Stellen landesweit erhöht. Die Zahl der 1600 derzeit tätigen
Beratungslehrkräfte wird bis 2016 verdoppelt, was insgesamt 215 Deputaten entspricht. Verdoppelt wird
auch die Zahl der 70 derzeit aktiven Gewaltpräventionsberater. Schließlich wird die
Gewaltpräventionsarbeit nach dem Konzept von Dan Olweus fester Bestandteil des Schulprogramms in
allen Schulen. Auch durch diese Maßnahmen wird sich das soziale Klima an unseren Schulen deutlich
verbes-sern.Was die Rechtslage angeht, ist die Jugendsozialarbeit nach § 13 des achten Sozialgesetz-
buchs Aufgabe der Jugendhilfe und damit der Kommunen. Die seinerzeit vom Land vorge-nommene
Bezuschussung der Schulsozialarbeit verstand sich als einmaliger und freiwilliger Beitrag, der als
Anschubfinanzierung insbesondere an Schulen in sozialen Brennpunkten dienen sollte.Unabhängig
davon halten wir Liberalen an unserem Vorschlag fest, im Rahmen der Perso-nalkostenbudgets den
Schulen die Möglichkeit zu geben, auch einen Schulsozialarbeiter einzustellen. Auf diese Weise werden
die Schulen bedarfsgerecht Schulsozialarbeit einführen, und das Land leistet indirekt einen Beitrag zur
Förderung der Schulsozialarbeit.“


